
  
Die Ministerin für Soziales, Integration und Gleichstellung hat namens der Landesregierung die Kleine Anfrage 

mit Schreiben vom 5. Dezember 2018 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Thomas de Jesus Fernandes, Fraktion der AfD 
 
 
Verbrühungstod einer Dreijährigen in Wolgast 
 
und 

 
ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
„Vom Jugendamt sei die Familie eine Zeit lang bei der Erziehung unter-

stützt worden. Ein Sozialarbeiter habe danach regelmäßig Kontakt gehabt 

und es habe keine Hinweise auf Kindeswohlgefährdung gegeben.“  

(NDR - Totes Kind: Jugendamt sieht keine Versäumnisse Stand:/abge-

rufen am 18. Oktober 2018) 

 

1. Wann ist das Jugendamt auf die Familie aufmerksam geworden?  

Hat die Familie selbst um Hilfe gebeten oder wurde das Jugendamt 

von sich aus tätig? 

 

2. Welche Schritte wurden eingeleitet?  

 

a) Kam das Jugendamt zur Einschätzung, die Maßnahmen führten zu 

einer Verbesserung der Situation?  

b) Wenn ja, wie kam die Einschätzung zustande? 

 

3. Warum wurden zwei der vier Kinder bereits seit längerem in Pflege-

familien untergebracht?  

 

 

 

Die Fragen 1, 2, a), b) und 3 werden zusammenhängend beantwortet. 

 

  

https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Totes-Kind-Jugendamt-sieht-keine-Versaeumnisse,toteskind104.html
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Das Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung, als oberste Landesjugend-

behörde, hat auch in Fällen von Kindeswohlgefährdungen mit Todesfolge keinen direkten 

Zugang zur Familie respektive dem Umfeld eines verstorbenen Kindes. Insofern wurde auch 

hier der zuständige Landkreis Vorpommern-Greifswald um Information zur Todesursache 

gebeten. Der Landkreis Vorpommern-Greifswald verweist auf die Veröffentlichung in der 

Ostsee-Zeitung am 26. Oktober 2018 mit dem Titel „Emmas Tod: Keine neuen Fakten“. Der 

Landkreis teilt mit, dass dem Jugendamt bis jetzt keine weiteren Erkenntnisse vorliegen, als 

gegenüber der Öffentlichkeit bekannt gegeben wurden. Da die oberste Landesjugendbehörde 

weder Fach- noch Rechtsaufsicht ausübt, liegen der Landesregierung keine eigenen Informa-

tionen vor. Zwischenzeitlich hat die Staatsanwaltschaft nach Aussagen des zuständigen 

Landkreises die Ermittlungen aufgenommen. Es besteht ein laufendes Verfahren. Zu solchen 

Verfahren äußert die Landesregierung sich nicht. Insoweit können die Fragen 1 bis 3 nicht 

beantwortet werden. 

 

 

 
4. Hat die Landesregierung mit Blick auf die Jugendämter und den 

geschilderten Fall Schlussfolgerungen gezogen?  

Wenn ja, welcher Art? 

 

 

 

Kinderschutz ist dem Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung Mecklenburg-

Vorpommern ein zentrales Anliegen. Das Ministerium für Soziales, Integration und 

Gleichstellung Mecklenburg-Vorpommern fördert daher bereits seit 2011 das Bündnis 

Kinderschutz MV. 

 

Es sind alle acht Jugendämter im Land Mecklenburg-Vorpommern Mitglied im Bündnis. 

Dazu wurden zwischen dem Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung 

Mecklenburg-Vorpommern und den einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten 

Kooperationsvereinbarungen geschlossen.  

 

Die Ziele im Bündnis Kinderschutz sind frühzeitiges Stärken und Fördern von Familien, mehr 

Handlungssicherheit von Fachkräften und nachhaltige Kooperations- und Netzwerkstrukturen. 

Darüber hinaus bietet das Bündnis ein Forum für Fachkräfte aus Kinder-, Jugend- und 

Familienhilfe, Gesundheit, Schule, Sport und Soziales sowie Justiz und Polizei, um sich 

gemeinsam für das Wohl von Kindern zu engagieren. 

 

Zudem werden zum Kinderschutz und zur Unterstützung der konkreten Arbeit der Fachkräfte 

in den Jugendämtern fortlaufend Weiterbildungen/Schulungen und Supervisionen angeboten, 

um die Fachkräfte weiter zu stärken. Auch die Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsbereich 

(insbesondere auch Kinderärztinnen und Kinderärzte) und dem Netzwerk Frühe Hilfen (zum 

Beispiel Kliniken, Hebammen, Familienhebammen) sind zentrale Bausteine. 

 

Der Sicherheit im Umgang mit Kinderschutzfällen dient auch die im letzten Jahr eingeführte 

Kinderschutz-App, die sich speziell an Fachkräfte in Einrichtungen und Ämtern richtet. 

 

Da zu dem konkreten Fall bisher die Ermittlungen noch laufen, liegen keine Ergebnisse vor, 

aus denen etwaige Schlussfolgerungen gezogen werden könnten.  
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5. Sind der Landesregierung ähnliche Fälle in Mecklenburg-

Vorpommern bekannt, in denen ein Teil der Familie in Obhut 

genommen wurde, andere Familienmitglieder auf Grundlage einer 

Neubewertung dann bei den Eltern verbleiben?  

Wenn ja, um wie viele Familien handelt es sich?  

 

 

 

Im Jahr 2016 sind in Mecklenburg-Vorpommern 1.759 Kinder in Obhut genommen worden. 

Davon konnten 464 Kinder wieder zu ihren Personensorgeberechtigten zurückkehren (Quelle: 

Statistisches Amt Mecklenburg-Vorpommern, Kinder- und Jugendhilfe, Teil 1 - Sonstige 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, Stand: 31. Dezember 2016). Der Landesregierung ist 

nicht bekannt, um wie viele Familien es sich dabei faktisch handelt. 

 

 

 


